Antrag auf Einstellung des Verfahrens nach §153 StPO

Die Staatsanwaltschaft Berlin beschuldigt Anna Schubert des „ Hausfriedensbruchs“. Die Beschuldigte soll sich am 3.02.2014 aus dem befriedeten Besitztum eines anderen auf die Aufforderung des Berechtigen nicht entfernt haben.

Hiermit stelle ich den Antrag, das Verfahren nach § 153 Abs. 1 StPO einzustellen. Es besteht kein öffentliches Interesse an der Strafverfolgung. Zudem wäre die Schuld, wenn sie denn in dieser Verhandlung nachgewiesen werden würde, als gering anzusehen.

Begründung:

Das Vorliegen eines öffentlichen Interesses an der Strafverfolgung verlangt nach Nr. 86 RiStBV, dass sie ein gegenwärtiges Anliegen der Allgemeinheit ist, etwa wegen

· des Ausmaßes der Rechtsverletzung

· der Rohheit oder Gefährlichkeit der Tat

· der niedrigen Beweggründe des Täters oder

· der Stellung des Verletzen im öffentlichen Leben

Diese Kriterien treffen bei den beschuldigten vorgeworfenen Handlungen – dem Verweilen auf dem Gelände eines Anderen  – jedoch nicht zu, da 

· die Handlungen nur eine geringe Rechtsverletzung (wenn überhaupt Verstoß gegen das Versammlungsgesetz) nach sich zogen, zudem die Auswirkungen der Handlungen für den Antragsteller der Strafanzeige keine mittleren oder gar schweren Verletzungen seines Friedens oder seiner Freiheit bedeuteten

· von den Handlungen keine Gefahr für den Antragsteller ausging, die Tat kein Bedrohungspotenzial hatte und nicht von Rohheit gekennzeichnet war; die Tat also weder roh, grausam, böswillig, gewissenlos oder rücksichtslos war

· auch keine Mittel eingesetzt wurden, die für den Antragssteller eine zusätzliche schwere Beeinträchtigung bewirkt hätten

· bei den Aktivist_innen keine der in § 46, Abs. 26-34 StGB bezeichneten niedrigen Beweggründe vorlagen, da die Aktion nicht durchgeführt wurde aufgrund

· von egoistischen Motiven

· zur persönliche Bereicherung oder Gewinnsucht

· aus grobem Eigennutz oder

· zu sittenwidrigen Zwecken

Im Gegenteil wurde die Aktion aufgrund von altruistischen Motiven durchgeführt, um 

auf die Problematik des Ausbaues der A100 aufmerksam zu machen.

Der Berliner Senat plant, derzeit die Verlängerung der Stadtautobahn von der Grenzallee bis zum Treptower Park zu bauen. Die Kosten für die drei Kilometer kurze Strecke bis Treptow betragen 400 Mio. Euro. Der Berliner Haushalt wird durch die Planungskosten, den Neubau der einmündenden Straßen und den Ankauf von Grundstücken mit mehr als 55 Mio. Euro belastet. Der Autoverkehr wird auf allen zur neuen Autobahn hinführenden Straßen zunehmen. Dies bedeutet dann mehr Lärm und Abgase für die Sonnenallee, Schlesische Straße und die Straße am Treptower Park. Zusätzlich durch Emissionen belastet werden alle Bereiche, die an der überwiegend oberirdisch geführten Trasse liegen.

Die Trasse zerstört hunderte Kleingärten. Drei Wohnhäuser aus der Gründerzeit in der Treptower Beermannstraße sollen der Autobahn weichen. Das beliebte Naherholungsgebiet und Gartendenkmal Treptower Park wird vom Ortskern regelrecht abgeschnitten. Denn die Straße „am Treptower Park“ soll als Autobahnzubringer ausgebaut werden. Prognosen gehen dort von bis zu 80.000 Fahrzeugen täglich aus. Dies wird nicht nur einen Verkehrschaos rund um den Treptower Park bedeuten, sondern auch alle weiterführenden Stadtstraßen nach Kreuzberg und Friedrichshain erheblich belasten. Die im Anschluss geplante Fortführung der Trasse durch Friedrichshain nach Lichtenberg bedeutet einen weiteren schwerwiegenden Eingriff in den Stadtraum. Wohnhäuser werden abgerissen und Menschen aus ihrem zu Hause vertrieben.

Die Handlungen der Angeklagten ist als kämpfende Solidarität zu verstehen, mit der sich sie und viele anderen Aktivist_innen für das Wohl der Allgemeinheit in Berlin eingesetzt haben. 
Anhand dieser Tatsachen ist zu erkennen, dass an dieser Strafverfolgung kein Öffentliches Interesse vorliegt, denn wenn eine Straftat nachgewiesen werden könnte, dann wäre sie im Sinne der Öffentlichkeit passiert.
Das Projekt ist das Ergebnis einer noch immer autofixierten, klimaschädlichen Verkehrspolitik, in der der öffentliche Nahverkehr zu teuer ist und erfüllt die Kriterien niederer Beweggründe. 
Dieses Projekt erfüllt auch nicht den Zweck einer allgemeinen Daseinsvorsorge, die ein allgemeines Interesse an der Aufrechterhaltung und an dem störungsfreiem Ablauf des Ausbau der A 100 begründen könnte.

In einem ähnlichen Fall – es handelte sich hier um ein so genanntes Go-In, also einer unangemeldeten Demonstration von Aktivist_innen, in den Geschäftsräumen des Luftfahrtunternehmens Air France – hat die Staatsanwaltschaft Frankfurt am Main am 11.03.2014 mit Zustimmung des Gerichts von der Verfolgung wegen Hausfriedensbruch u.a. nach § 153 Abs. 1 StPO abgesehen, weil die Schuld der Täter als gering angesehen wurde und das Vorliegen eines öffentliches Interesses, das die Strafverfolgung gebietet, verneint wurde (Az 6120 Js 248271/13). 

Es wird hiermit der Antrag gestellt, das Verfahren nach § 153 Abs. 1 aufgrund geringer Schuld und fehlendem öffentlichen Interesse einzustellen.

